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(Nr. 12959.) Geſetz zur Abänderung des Schutzpolizeibeamtengeſetzes. Vom 30. Mai 1925. 


Die Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. } 

Unter Schutzpolizei im Sinne der § 12 und 13 des Reichsgeſetzes über die Schutzpolizei der Länder 
vom 17. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 597) ſind auch die früheren ſtaatlichen Sicherheitswehren und die 
Sicherheitspolizeien vom Tage ihrer Aufſtellung ab zu verſtehen; Volkswehren oder ähnliche Formationen 
fallen nicht hierunter. 
: Artikel II. 

Das Schußpolizeibeanttengefeß vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſaamml. S. 251) wird wie folgt geändert: 

1. Im § 11 Abſ. 2 und im § 12 Abſ. 4 find im zweiten Satze die Worte „auf dem Dienſtwege“ zu 
ſtreichen. Hinzuzuflgen ift der Satz „Für die Zuftellung gelten die Vorſchriften der SS 97 und 98.“ 

2. Im $ 20 Buchſtabe e iſt die Klammer mit Inhalt zu ſtreichen. 

3. Im § 24 Abſ. 1 ift am Schluffe des vierten Satzes an Stelle des Punktes ein Semikolon zu ſetzen 
und dann hinzuzufügen „er kann das Recht, der Beſchwerde abzuhelfen, auf Führer von Polizeikörpern 
übertragen.“ i 

4. Im 's 27 Nr. 10 find die Worte „zum Ruhegehalt und zu den Übergangsgebührniſſen“, im § 88 
Abſ. 2 die Worte „zu den ÜUbergangsgebührniſſen“ zu ſtreichen. 

5. Im $ 28 Abſ. 1 Nr. 2 und § 29 Nr. 2 ift das Wort „hierzu“ zu ſtreichen. 

i 6. Im § 28 Abſ. 1 Nr. 2 und § 29 Nr. 2 ift „§ 63 Nr. 3“ in „§ 63 Nr. 2“ abzuändern, desgleichen 
im § 28 Abſ. 2 „899 in „§ 109; im § 29 Abſ. 1 Nr. 1 iſt hinter „Kinderzulage“ hinzuzufügen „der 
Frauenzulage“. 

7. 8 30. 

a) Im Abſ. 1 ift „& 61)“ zu ſtreichen. 

b) Im Abſ. 2 ift hinter „ſoll jedoch“ hinzuzufügen „ausſchließlich des Polizeiverſorgungsſcheins oder 
der Zulage zu den Übergangsgebührniffen den nicht ruhegehaltsberechtigten Schutzpolizeibeamten“, 
Von EY 28, an ift der Satz bis „gegeben find” zu ſtreichen und dafür zu ſetzen „§§ 29, 38, 
40, 57 bis 60, den ruhegehaltsberechtigten Schutzpolizeibeamten eine Verſorgung in den Grenzen 
der § 28 Abf. 2, §§ 32, 33, 43 bis 60 fo gewährt werden, als ob fie zum Empfang der in den 
jeweiligen Paragraphen genannten Verſorgung berechtigt wären“, 

8. Im § 38 Abf. 2 erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 

Die Abrundung der zu zahlenden Gebührniſſe richtet fih nach den entſprechenden Vor- 
ſchriften, die für die in den Ruheſtand verſetzten ſonſtigen Staatsbeamten gültig ſind. . 
9. Im § 39 Abf. 1 ift der Satz „die Zulage beträgt 2000 Mark. ... zuſtehen“ zu ſtreichen und dafür 
zu ſetzen „Die Zulage regelt ſich nach den jeweiligen Beſtimmungen des Wehrmachtverſorgungsgeſetzes.“ 
10. Als letzten Satz des SAL in der Faſſung vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) Ausführungs⸗ 
beſtimmung 1 zu § 41 fege ſtatt des bisherigen: ; 
Die Abrundung der zu zahlenden Gebührniſſe richtet fich nach den entſprechenden Vorſchriften, 
die für die in den Ruheſtand verſetzten ſonſtigen Staatsbeamten gültig find. i 

11. Die bisherige Faſſung des § 45 ift zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

Der zu kapitaliſierende Teilbetrag des Ruhegehalts darf die Hälfte des jährlichen Ruhe- 
gehalts und den Betrag nicht überſchreiten, der ſich bei der Kapitaliſierung aus der Hälfte des 
Höchſtruhegehalts der Eingangsſtufe der Beſoldungsgruppe 12 ergibt. ee 
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12. Die bisherige Faſſung des § 58 ift zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 
(1) Zu dem Ruhegehalt (§ 32) und zu den Übergangsgebührniſſen (§ 38) werden Mus 
gleichszuſchläge, Frauenbeihilfe und Kinderbeihilfen in entſprechender Anwendung der SS 21 und 
22 des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920/1. April 1924 in feiner 
jeweiligen Faſſung gewährt. Unter der gleichen Vorausſetzung werden Ausgleichszuſchläge zu der 
Zulage zu den Übergangsgebührniffen (§ 39) gewährt. i 
(2) Zu der einmaligen Mbergangsbeihilfe (§ 59) wird ein einmaliger Ausgleichszuſchlag in 
dem Verhältnis gewährt, wie er am Entlaſſungstage zu dem Dienſteinkommen zuſtändig war. 
(3) Die Ausgleichszuſchläge, Frauenbeihilfe und Kinderbeihilfen ſind vor der Entlaſſung 
von Amts wegen feſtzuſtellen. 


(4) Die Abrundung der zu zahlenden Gebührniſſe richtet ſich nach den entſprechenden 
Vorſchriften, die für die in den Ruheſtand verſetzten ſonſtigen Staatsbeamten gültig ſind. 

13. Im 8 59 Abſ. 1 ift der zweite Satz zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

Als einmalige Ubergangsbeihilfe wird der doppelte Monatsbetrag des zuletzt zuſtändigen 
ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens (§ 38) gewährt, ſie darf jedoch den Betrag nicht über⸗ 
ſchreiten, der ſich bei ihrer Berechnung aus dem ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommen der Cin- 
gangsſtufe der Beſoldungsgruppe 5 ergibt. 


14. Im $ 60 Abſ. 1 ift „von 6 Monaten“ zu ſtreichen und dafür zu ſetzen „von zwei Jahren“. Abſ. 2 
ift zu ſtreichen; die Abſ. 3, 4, 5 werden 2, 3, 4 i 


15. 8 62. 
a) Abſ. 2 letzter Satz erhält folgende Faſſung: ; 

Für die Anrechnung der Dienftzeit bei den Schutztruppen in den Schutzgebieten iſt § 69 
des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzbl. S. 561), für die der Zeit einer 
Kriegsgefangenſchaft § 60 des Wehrmachtverſorgungsgeſetzes maßgebend. 

b) Im Abf.! fege ſtatt des Wortes „Geſamtdienſtzeit das Wort „Dienſtzeit“, in Abſ. 6 ſtreiche „ 61)". 
16. § 66 erhält folgende Faſſung: 
| 


(i) Das Recht auf den Bezug des Ruhegehalts (§ 32) oder der Abergangsgebührniſſe (§ 38) 
ruht, wenn und ſolange ein Verſorgungsberechtigter aus der Verwendung im Reichs-, Staats- oder 
in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte ein Dienſteinkommen bezieht, inſoweit, als der Betrag dieſes 
neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung des Ruhegehalts oder der Übergangsgebührniffe den 
Betrag des von dem Verſorgungsberechtigten im Zeitpunkt des Ausſcheidens aus dem Dienfte 
bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. 


(2) Als Verwendung im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte im 
Sinne dieſer Vorſchrift gilt ohne Rückſicht auf die Art und Dauer der Beſchäftigung jede 
Tätigkeit, für die eine Vergütung gewährt wird, die ganz oder zum Teil unmittelbar oder mittel 
bar aus öffentlichen Mitteln fließt, auch die Anſtellung als Schutzpolizeibeamter in lebenslänglicher 
Stellung. Auch die Beſchäftigung im Kirchendienſt und bei der Reichsbank gilt als Verwendung 
im ſonſtigen öffentlichen Dienſte im Sinne dieſer Vorſchrift. 

(3) Bei Berechnung des früheren und des neuen Dienſteinkommens find die Aufwands 
entſchädigungen, die jederzeit widerruflichen Zulagen für eine Tätigkeit bei beſtimmten Behörden 
und die Auslandszulagen nicht in Anſatz zu bringen. Dagegen ſind ſowohl dem früheren und 
dem neuen Dienſteinkommen als auch dem Ruhegehalt und den Übergangsgebührniſſen die daneben 
nach dem Familienſtande zahlbaren Beihilfen und die zur Anpaſſung an die allgemeine und die 
örtliche Wirtſchaftslage zur Zeit der Verwendung gewährten Juſchläge hinzuzurechnen. Nach 
Ortsklaſſen abgeſtufte Dienſteinkommensteile ſind in dem früheren Dienſteinkommen mit den für 
den Ort der Verwendung maßgebenden Sätzen zu berückſichtigen. ; 

() Das Recht auf den Bezug der Zulage zu den Ubergangsgebührniſſen ($ 39) ruht in 
den Fällen, in denen das Recht auf den Bezug der Übergangsgebührniſſe nach Abf. 1 ganz oder 
teilweiſe zu ruhen hat. 

17. § 67 Abs. 6 erhält folgende Faſſung: | 
§ 66 Abſ. 3 gilt entſprechend. 

18. Im 8 6s iſt der Abſ. 2 zu ſtreichen, Abſ. 3 wird Abſ. 2. 

19, 8 69. 

a) Im Abf. 1 ift in der Klammer „bis 404 zu ſtreichen und dafür „39“ zu ſetzen. 

b) Ju bj. 2 iſt der letzte Satz zu ſtreichen und durch folgenden Wortlaut zu erſetzen: 


Die Gewährung von Frauen; und Kinderbeihilfen erfolgt nach den für Beamte im Dienſte 
geltenden Vorſchriften. 
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) Abſ. 3 ift zu ſtreichen. ; 
d) Abſ. 4 wird Ab]. 3 und erhält folgenden Wortlaut: 

Die Abrundung der zu zahlenden Gebührniſſe richtet fich nach den entſprechenden Bor- 
ſchriften, die für die in den Ruheſtand verſetzten ſonſtigen Staatsbeamten gültig ſind. 

20. Hinter 8 69 ift folgender § 69 a einzufügen: re = Ä BER 

Falls das Reich die Auszahlung höherer Verſorgungsgebührniſſe an die ausſcheidenden 
Reichswehrangehörigen anordnet, wird das Staatsminiſterium ermächtigt, eine entſprechende 
Regelung auch für die Schutzpolizeibeamten vorzunehmen. 

21. Im 5 72 ift Abſ. 3 zu ſtreichen. 

22. Im § 74 Abſ. 2 ift am Schluſſe ſtatt des Punktes ein Komma zu ſetzen und hinzuzufügen 

und ebenſo für die Witwe und die ehelichen und legitimierten Kinder von Schutzpolizei. 

beamten, die zur Zeit ihres Todes kein Ruhegehalt aus der Staatskaſſe hätten beanſpruchen 
können, wenn ſie während der Zugehörigkeit zur Schutzpolizei nach tatſächlich abgeleiſteter zehn- 
jähriger Dienſtzeit geſtorben ſind. 

23. § 75. a 

a) Im Abſ. 1 ift die Zahl „42“ zu ſtreichen und ſtatt „Ortszuſchlag und Ausgleichszuſchläge“ zu 

ſetzen „Ortszulage und Teuerungszulage“. 

bp) Abf. 2 erhält folgende Faſſung: ; 

Stirbt der Verſorgungsberechtigte in der Zeit, für die ihm die Ubergangsgebührniſſe (§ 38) 
zuſtehen, fo erhalten die Witwe und die Waiſen bei Bedürftigkeit die im Abſ. 1 zweiter Satz vor 
geſehene Witwen- und Waiſenrente. 

24 18 
a) Im Abf. 1 ift der erſte Satz bis einſchließlich „von 6 Monaten“ zu ſtreichen und durch folgenden 
Wortlaut zu erſetzen: ; 

Stirbt ein Schutzpolizeibeamter, fo erhalten feine Witwe und feine Waiſen zur Erleichterung 
des Umzugs, ſoweit dieſer aus wirtſchaftlichen oder beruflichen Gründen erforderlich ift, eine ein⸗ 
malige Umzugsentſchädigung, wenn der Umzug innerhalb von zwei Jahren ...... 

p) Im Abf. 2 ift der 1. Satz zu ſtreichen. Statt „§ 60 Abſ. 3 bis 5% ift zu ſetzen „8 60 Abſ. 2 
bis 4% 
25.8 79. 
a) Im Abſ. 1 find die Worte „Übergangsgebührniſſe beziehende“ dreimal zu ſtreichen und vor 
„(S 58)“ zu ſetzen „und der Zulage dazu“. N 
b) Im Abſ. 3 ift ſtatt „ 76 Abſ. 1)“ zu ſetzen ($ 76 Abf. 2)". 
26. Im $ 87 Abf. 1 ift an Stelle des bisherigen folgender Wortlaut zu ſetzen: 
Bceſcheide und Urteile find rechtskräftig, ſoweit fie für beide Parteien unanfechtbar find, 
Die Rechtskraft ſteht der Anderung oder Aufhebung unrichtiger Beſcheide nicht entgegen. 
27. Im 8 105p ift hinter dem Wort „Schutzpolizei“ einzufügen „und ihrer Hinterbliebenen“. 


Artikel DI. 

; Soweit erforderlich, erläßt der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter Aus- 
führungsbeſtimmungen und Abänderungen der Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz und zum Schutzpolizei 
beamtengeſetze vom 16. Auguſt 1922. = 

Artikel IV. 

(1) Dieſes Geſetz tritt außer Nr. 1, Nr. 6, Nr. 10, Nr. 16 und Nr. 21 des Artikels TI mit Wirkung 
vom 1. Januar 1923 in Kraft, die Nr. 6, Nr. 10 und Nr. 16 des Artikels II mit Wirkung vom 1. Juli 1923, 
die Nr. 21 mit Wirkung vom 1. Dezember 1923, die Nr. 1 des Artikels II mit dem Tage der Verkündung 
dieſes Geſetzes. ; ; 
: (2) Die einmalige Ubergangsbeihilfe & 59) in den in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Beträgen wird 
jedoch auch den in der Zeit vom 1. Oktober 1922 bis 31. Dezember 1922 ausgeſchiedenen Schutzpolizeibeamten 
bei Erfüllung der erforderlichen Vorausſetzungen gewährt. . 


; Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats find gewahrt. 275 
Berlin, den 30. Mai 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff. 
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(Rr. 12960.) Anordnung über die Verwendung von Wohnräumen zu anderen Zwecken. Vom 24. Mai 1925. g 


Auf Grund der E 1, 6 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 754 f. 
ordne ich mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters für das Gebiet des Preußiſchen Staates unter Auf 
hebung meiner Anordnung vom 1. Auguſt 1922 mit ſofortiger Wirkung folgendes an: 4 

Räume, die bis zum 1. Oktober 1918 zu Wohnzwecken beſtimmt oder benutzt waren, dürfen zu anderen 
Zwecken, insbeſondere als Fabrik Lager-, Werkſtätten⸗, Dienſt⸗ oder Geſchäftsräume nicht verwendet werden. 
In beſonderen Fällen kann die Gemeindebehörde mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde Ausnahmen zulaſſen, 
wenn der Gemeindebehörde für die beanſpruchten Räume gleichwertige Wohnräume oder entſprechende Geld: 
beträge zur Herſtellung neuer Wohnräume überlaſſen werden. i 

Einzelne Räume einer Wohnung darf der Verfügungsberechtigte auch zu anderen als Wohnzwecken 
berwenden, ſofern fie von den übrigen Räumen nicht abgetrennt werden und dieſe ihrer urſprünglichen Be 
ſtimmung als Wohnräume erhalten bleiben, fo daß der Geſamtcharakter der Wohnung als ſolcher gewahrt bleibt. 


Berlin, den 24. Mai 1925. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


In Vertretung: 
Scheidt. 


(Rr. 12961.) Bekanntmachung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend die 
Ratifikation des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und Lippe über den Anſchluß der in 
Lippe wohnhaften Tierärzte an die Tierärztekammer der preußiſchen Provinz Weſtfalen. i 
Vom 18. Mai 1925. | 


SB, am 1. September 1924 in Berlin und am 12. September 1924 in Detmold unterzeichnete Staats⸗ 
vertrag zwiſchen Preußen und Lippe (Geſetzſamml. 1925 S. 7) ift ratifiziert worden. Der gegenſeitige Mus- 
tauſch der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. Der Vertrag tritt am 1. Juni 1925 in Kraft. 


Berlin, den 18. Mai 1925. 


Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Steiger. 


(Nr. 12962.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung. Vom 25. Mai 1925. | 


R f 
Wom J. Juli 1925 ab beträgt der Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung vierteljqährlich 1,20 AM. 
Berlin, den 25. Mai 1925. 7 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. 


(Nr. 12963.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnung vom 24. März 1925 über vor 
läufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags 
(Geſetzſamml. S. 40). Vom 26. Mai 1925. \ 


er Preußiſche Landtag hat die auf Grund des Artikels 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Cr 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von 
Landesteilen und der Ausführung des Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) erlaſſene Verordnung vom 
24. März 1925 über vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensver— 
trags (Geſetzſamml. S. 40) genehmigt. ; ; : 
Berlin, den 26. Mai 1925. š 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


In Vertretung: 


Fritze. 
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